
Einschätzung (der Linken) der Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der 

Linken 

 
• Die Bundesregierung und Industrie haben an einer nachhaltigen Lösung gar kein 

Interesse: Hier mal 2 Millionen (aus Steuermitteln für 2017) und dort 2 Millionen 

(von der Industrie für 2018) reichen hinten und vorne nicht, das verschafft den 

leidenden Betroffenen keine Sicherheit; 

 

• schließlich hat doch gerade die in Auftrag gegebene Studie aufgezeigt: 190-250 
Mio. Euro wären als einmaliger Zuschuss nötig, dann bestünde Sicherheit für 
alle Betroffenen, lebenslang 

 

- Auf die Frage 7 (und auch 6) zu einer Analogie zur Contergan-Stiftung und einer 
Position von Jens Spahn wird inhaltlich gar nicht eingegangen 

 

• Und an eine verpflichtende Beteiligung der Industrie denkt die 
Bundesregierung sowieso nicht 

 
• Ebenso wenig wie an einen Inflationsausgleich und eine Anpassung der Höhe 
der Leistungen – wodurch die Zuwendungen aus der Stiftung im Laufe der Jahre ohnehin 

entwertet werden 

 
• Wenn sich nun da die Betroffenen, die sich in großer Zahl an der Studie beteiligt 
hatten, nun „verarscht“ fühlen, dann ist ihnen das nicht zu verdenken 

 

Und einige Fehl-Informationen in der Antwort der Bundesregierung: 

 
- Wir fragten nach der Ansicht Spahns als Staatssekretär, und die Bundesregierung 

antwortet, sie könne keine Aussage für ihn als Stiftungsratsmitgleid geben. 

 

o Das ist doppelt falsch: Spahn ist zum einen Vorstand und nicht nur Mitglied 
des Stiftungsrats, und zum anderen haben wir ja explizit nach seiner Meinung 
als Staatssekretär gefragt (wenn er das nun schon derart trennen kann…) 

 

- Die nicht mehr aufzufindende Verlinkung auf der bmg-Internetseite stammte aus der 
Feder des Ministeriums selbst, von September 2016. Hier wird anscheinend 
Versteckspiel getrieben 

 

- Die Bundesregierung behaupten, sie hätte die Studie nur finanziert, aber nicht in 
Auftrag gegeben 

 

o Doch in den von prognos verschickten „Hintergrundinformationen“steht das 
anders, danach kam auch der Auftrag von der Bundesregierung, was sie 
jetzt abstreitet  
[genauer gesagt: a) Auftrag der Bundesregierung an die Stiftung, eine 
Studie erstellen zu lassen und dann b) Auftrag des Stiftungsvorstands an 

prognos, diese Studie durchzuführen] 


